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Corona . Erleichterungen bei der Gemeinnützigkeit 
 
Aufgrund der Corona-Krise gewährt das Bundesfinanzministerium in der Zeit vom 01. März bis 
31. Dezember 2020 Erleichterungen im Bereich der Gemeinnützigkeit. Die Erleichterungen betreffen 
u. a. den Spendennachweis, die Verwendung gemeinnütziger Mittel für Corona-Betroffene, Spon-
soringaufwendungen, Arbeitslohnspenden und die Mittelverwendung bei gemeinnützigen Vereinen. 
 
Die wesentlichen Aussagen des BMF: 
 
Spenden 
 
Spenden, die auf Corona-Sonderkonten der Wohlfahrtsverbände oder inländischer Körperschaften 
des öffentlichen Rechts geleistet werden, können ohne Spendenbescheinigung als Sonderausgaben 
abgesetzt werden; ein Kontoauszug / Ausdruck beim Online-Banking genügen. 

 
Corona-Hilfen durch gemeinnützige Vereine 
 
Gemeinnützige Vereine, die nach ihrer Satzung nicht im Gesundheitsbereich aktiv sind, dürfen zu 
Spenden für Corona-Betroffene aufrufen und die Spenden für Menschen verwenden, die von der 
Corona-Krise betroffen sind. Es ist nicht erforderlich, dass die Satzung geändert und hier das 
„Gesundheitswesen“ aufgenommen wird. Allerdings muss der Verein die Bedürftigkeit der Corona-
Betroffenen prüfen und dokumentieren. Für alte und sonstige besonders gefährdete Menschen kann 
die körperliche Hilfsbedürftigkeit unterstellt werden. 
 
Nicht begünstigt sind Unterstützungsleistungen an Unternehmen, die von der Corona-Krise betroffen 
sind, oder Leistungen an Hilfsfonds der Gemeinden. 

 
Gemeinnützige Vereine dürfen außer den hierfür geworbenen Spenden auch sonstige, bereits 
vorhandene Mittel für Corona-Betroffene einsetzen, sofern diese Mittel keiner Bindungswirkung unter-
liegen. Unschädlich sind insbesondere Einkaufsdienste für Corona-Betroffene oder die Kostener-
stattung an Vereinsmitglieder, die Einkaufsdienste für Corona-Betroffene leisten. 
 
Aufwendungen von Unternehmern 
 
Unternehmer können Aufwendungen für Corona-Betroffene als Sponsoringkosten geltend machen, 
wenn der Unternehmer Aufmerksamkeit in der Öffentlichkeit anstrebt, indem er durch Berichter-
stattung in den Medien auf seine Leistungen hinweist. 

 
Ein Betriebsausgabenabzug besteht auch dann, wenn der Unternehmer an seinen Geschäftsfreund 
Zuwendungen leistet, um dessen Geschäftsbetrieb aufrecht zu erhalten. 
 
Das Abzugsverbot für Geschenke an Geschäftsfreunde, das den Betriebsausgabenabzug von 
Geschenken im Wert von mehr als € 35,00 verhindert, gilt insoweit nicht. 
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Soweit es sich weder um Sponsoring noch um Betriebsausgaben im oben genannten Sinne handelt, 
ist dennoch ein Betriebsausgabenabzug aus allgemeinen Billigkeitserwägungen möglich, wenn es 
sich um Sachleistungen oder Dienstleistungen handelt, die einem von der Corona-Krise betroffenen 
Unternehmen oder einer Einrichtung (z. B. Krankenhaus) zur Verfügung gestellt werden. Geld-
zahlungen sind insoweit nicht als Betriebsausgaben absetzbar. 
 
Der Empfänger muss in den vorstehend genannten Fällen die Zuwendungen als Betriebseinnahme 
mit dem gemeinen Wert (Verkehrswert) ansetzen und versteuern. 
 
Arbeitslohnspenden und Verzicht auf Aufsichtsratsvergütungen 
 
Wenn ein Arbeitnehmer auf die Auszahlung eines Teils seines Arbeitslohns zugunsten einer Zahlung 
des Arbeitgebers auf ein Corona-Spendenkonto verzichtet, gehört dieser Teil des Arbeitslohns nicht 
zum steuerpflichtigen Gehalt und muss nicht versteuert werden. Der Arbeitgeber muss die Ver-
wendungsauflage, also die Pflicht zur Corona-Spende, erfüllen und auch dokumentieren. 
 
Entsprechendes gilt bei einem Verzicht eines Aufsichtsrats auf seine Vergütung zugunsten einer 
Corona-Spende. 
 
Bereitstellung von Personal und Sachmitteln 
 
Gemeinnützige Körperschaften, die Einrichtungen wie Krankenhäusern oder Altenheimen Sachmittel 
oder Personal zur Verfügung stellen, können diese Betätigung dem steuerlich begünstigten Zweck-
betrieb zuordnen, und zwar sowohl einkommen- als auch umsatzsteuerlich. 
 
Aufstockung von Kurzarbeitergeld 
 
Stockt ein gemeinnütziger Verein das Kurzarbeitergeld seiner Mitarbeiter bis zu 80 % des bisherigen 
Gehalts auf, wird dies unter dem Gesichtspunkt der Mittelverwendung nicht beanstandet, wenn die 
Aufstockung einheitlich für alle Arbeitnehmer erfolgt. 
 
Übungsleiter- und Ehrenamtspauschalen 
 
Die Gemeinnützigkeit bleibt auch dann erhalten, wenn Übungsleiterpauschalen und Ehrenamtspau-
schalen weiterhin gezahlt werden, obwohl die Tätigkeit als Übungsleiter bzw. Ehrenamtler wegen der 
Corona-Krise aktuell nicht erbracht werden kann. 
 
 
Einkommensteuer . Berücksichtigung von Kosten für ein Arbeitszimmer bei 
Ehegatten 
 
Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer sind in vollem Umfang abzugsfähig, wenn es den 
Mittelpunkt der gesamten beruflichen und betrieblichen Tätigkeit darstellt.  
 
Sofern für die betriebliche oder berufliche Tätigkeit kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht, 
können die Aufwendungen zumindest bis zu € 1.250,00 steuermindernd abgesetzt werden; anderen-
falls scheidet ein Kostenabzug aus. 
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Das Finanzministerium Schleswig-Holstein hat am 08. Januar 2020 Stellung zu der Frage bezogen, 
wie Kosten für ein häusliches Arbeitszimmer zu berücksichtigen sind, das sich im Eigentum eines 
bzw. beider Ehegatten befindet. Auch zu der Nutzung in angemieteten Räumlichkeiten hat sich das 
Ministerium geäußert.  
 
Grundstücks- oder nutzungsorientierte Aufwendungen 
 
Die Beurteilung, inwieweit Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer als Betriebsausgaben oder 
Werbungskosten abzugsfähig sind, ist grundsätzlich nicht davon abhängig, ob sich das Arbeitszimmer 
in eigenen oder angemieteten Räumlichkeiten befindet.  
 
Allerdings ist bei der Art der Kosten zu unterscheiden – und zwar zwischen grundstücks- und 
nutzungsorientierten Aufwendungen: 
 
Ø Nutzungsorientierte Aufwendungen sind u. a. Energie-, Wasser- und Reinigungskosten. Diese 

Kosten sind in voller Höhe zu berücksichtigen.  
 
Ø Grundstücksorientierte Aufwendungen sind u. a. Miete bzw. Abschreibungen, Schuldzinsen, 

Versicherungsprämien und Grundsteuern. 
 
Bei dem größeren Kostenblock der grundstücksorientierten Aufwendungen sind die steuerlichen 
Regelungen zum Drittaufwand zu beachten. Danach kann ein steuermindernder Abzug nach dem 
Kostentragungsprinzip ausscheiden, wenn der Steuerpflichtige die durch die Einkunftserzielung 
veranlassten Aufwendungen nicht unmittelbar selbst trägt. 
 
Grundstücksorientierte Aufwendungen 
 
Die Aufwendungen sind abziehbar, wenn sie vom Konto des Ehegatten bezahlt werden, der das 
Arbeitszimmer nutzt – und zwar unabhängig davon, wer Mieter oder Eigentümer der Räumlichkeiten 
ist, in denen sich das Arbeitszimmer befindet. 
 
Demgegenüber ist ein Kostenabzug nicht zulässig, wenn die Aufwendungen vom Konto des anderen 
Ehegatten bezahlt werden.  
 
Bei einer Bezahlung vom Gemeinschaftskonto ist wie folgt zu unterscheiden:  
 
Mieter / Eigentümer Abzugsfähigkeit der Aufwendungen 
nutzender Ehegatte Aufwendungen sind abziehbar 
anderer Ehegatte Aufwendungen sind nicht abziehbar 
beide Ehegatten Aufwendungen sind (begrenzt)* abziehbar 
 
* Grundsätzlich sind in diesen Fällen 100 % der Aufwendungen abziehbar. Es sind aber folgende 
Begrenzungen zu beachten:  
 
Ø Eigentum: hier ist der Abzug auf den Miteigentumsanteil an den Räumlichkeiten begrenzt, 
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Ø Anmietung: hier sind maximal 50 % der gemeinsam getragenen Aufwendungen abziehbar, wenn 
der Nutzungsumfang des häuslichen Arbeitszimmers mehr als 50 % der gesamten Wohnfläche 
beträgt. 

 
 
Einkommensteuer . Kein Besteuerungs-Wahlrecht bei Betriebsaufgabe gegen 
Rentenzahlungen 
 
Steuerpflichtige, die ihren Betrieb auf Rentenbasis veräußern, haben ein Wahlrecht: 
 
Ø Wählt der Veräußerer die Sofortbesteuerung, muss er den Veräußerungsgewinn – unabhängig 

vom Zufluss der Rentenzahlungen – bereits im Jahr des Verkaufs versteuern. Er kann aber 
eventuell von einem begünstigten Veräußerungsgewinn (Freibetrag und ermäßigter Steuersatz) 
profitieren. 

 
Ø Bei der Zuflussbesteuerung (nachgelagerte Besteuerung) entsteht erst dann ein Gewinn, wenn 

der Kapitalanteil der Rentenzahlungen das steuerliche Kapitalkonto des Veräußerers zuzüglich 
etwaiger Veräußerungskosten übersteigt. Der Vorteil der späteren Versteuerung hat allerdings 
den Nachteil, dass die oben genannten Begünstigungen ausscheiden. 

 
Die Zuflussbesteuerung gilt nur für Bezüge, die lebenslang zu zahlen sind oder eine feste Laufzeit von 
mehr als zehn Jahren haben und primär der Versorgung oder bei besonders langer Laufzeit 
mindestens auch der Versorgung des bisherigen Betriebsinhabers dienen.  
 
Das Finanzgericht Schleswig-Holstein hat am 24. Januar 2020 entschieden, dass das für den Fall 
einer Betriebsveräußerung gegen wiederkehrende Bezüge geltende Wahlrecht zwischen der 
sofortigen Versteuerung und der nachgelagerten Besteuerung bei Zufluss der Rentenzahlungen bei 
einer Betriebsaufgabe keine Anwendung findet. 
 
Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
 
Die Steuerpflichtige hat wegen der Veräußerung ihres handwerklichen Betriebs gegen Zahlung einer 
lebenslangen Rente die nachgelagerte Besteuerung beansprucht. Das Problem: Sie hatte eine 
wesentliche Betriebsgrundlage (das Betriebsgrundstück) in ihr Privatvermögen überführt, sodass 
keine Betriebsveräußerung, sondern eine Betriebsaufgabe vorlag – und hierfür soll nur die 
Sofortbesteuerung in Betracht kommen.  
 
Der BFH hat in seiner Entscheidung vom 20. Januar 1971 das Wahlrecht zur nachgelagerten 
Besteuerung insbesondere damit begründet, dass bei einer Sofortbesteuerung der Rentenzahlungen 
ein zu hoher Gewinn versteuert wird, wenn der Rentenberechtigte früher stirbt als nach der 
statistischen Lebenserwartung zu erwarten wäre.  
 
Dieses Risiko, so das Finanzgericht, trägt der Steuerpflichtige zwar auch bei einer Betriebsaufgabe 
gegen Rentenzahlungen. Im Gegensatz zur Betriebsveräußerung verfügt er aber regelmäßig über 
ausreichende Mittel, um die auf den Rentenbarwert entfallende Steuer begleichen zu können. Handelt 
es sich um eine Betriebsaufgabe wie im Streitfall, dann kann der Steuerpflichtige die Steuer auf den 
Aufgabegewinn durch Veräußerung der entnommenen Wirtschaftsgüter oder durch deren 
Verwendung als Sicherheiten für eine Darlehensaufnahme beschaffen. 
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In seiner Urteilsbegründung hatte das Finanzgericht zwar u. a. auch den Fall im Blick, dass die ins 
Privatvermögen überführten Wirtschaftsgüter nicht ausreichen, um die erforderlichen Mittel für die 
Steuerzahlung zu beschaffen. Doch auch hier ist bei der Anwendung des Wahlrechts allein danach zu 
unterscheiden, ob eine Betriebsveräußerung oder eine Betriebsaufgabe vorliegt. Besonderheiten des 
Einzelfalls können nur in einem (gesonderten) Billigkeitsverfahren Berücksichtigung finden. 
 
Tipp: Das Finanzgericht hatte die Revision zugelassen, weil die Anwendung des Wahlrechts zur 

nachgelagerten Besteuerung der Rentenzahlungen bei einer Betriebsaufgabe noch nicht 
höchstrichterlich entschieden ist. Da die Steuerpflichtige die Revision eingelegt hat, können 
vergleichbare Fälle über einen Einspruch vorerst offengehalten werden. 

 
Einkommensteuer . Neues zur Widerlegung des Anscheinsbeweises für die Privat-
nutzung eines betrieblichen Pkws  
 
Nach allgemeiner Lebenserfahrung werden betriebliche Fahrzeuge, die auch zur Nutzung für private 
Zwecke zur Verfügung stehen, tatsächlich auch privat genutzt. Es kommt jedoch eine Erschütterung 
dieses Anscheinsbeweises in Betracht, wenn für Privatfahrten ein weiteres Fahrzeug zur uneinge-
schränkten Nutzung zur Verfügung steht. Voraussetzung für eine solche Entkräftung ist jedoch, dass 
dieses Privatfahrzeug in Status und Gebrauchswert vergleichbar ist. Mit diesen Kriterien hat sich das 
Finanzgericht Niedersachsen nun näher befasst.  
 
Im Streitfall nutzte der alleinige Kommanditist einer GmbH & Co. KG einen im Betriebsvermögen 
befindlichen, im Jahr vor dem Streitjahr neu angeschafften Pkw (Fiat Doblo Easy 2.0 16V Multijet; 
Kastenwagen) für betriebliche Zwecke, insbesondere für tägliche Fahrten zu den Betriebsstätten. Ein 
Fahrtenbuch wurde nicht geführt.  
 
Bei einer Außenprüfung rügte der Prüfer den fehlenden Ansatz eines Privatanteils nach der Ein-
Prozent-Regelung. Dass ein Mercedes-Benz C 280 T (Baujahr 1997) zur alleinigen Verfügung des 
Kommanditisten im Privatvermögen vorhanden war, erschütterte den für die Privatnutzung 
sprechenden Anscheinsbeweis nach Meinung des Prüfers nicht. Nach seiner Auffassung war dieses 
Fahrzeug  
 
Ø weder in Bezug auf den Gebrauchswert (kein variables Sitzkonzept, geringeres Kofferraum-

volumen, veraltete Technik wegen des Alters, höhere Laufleistung, geringerer Sicherheits-
standard, größere Reparaturanfälligkeit)  

Ø noch im Hinblick auf den Status  
 
mit dem Fiat vergleichbar. Das Finanzgericht Niedersachsen sah das aber anders.  
 
Nach Auffassung des Finanzgerichts ist unter dem Begriff „Gebrauchswert“ der Wert einer Sache 
hinsichtlich ihrer Brauchbarkeit und ihrer Eignung für bestimmte Funktionen und Zwecke (Nutzwert) zu 
verstehen. In diesem Zusammenhang können Umstände wie Motorleistung, Hubraum, Höchstge-
schwindigkeit und Ausstattung Berücksichtigung finden. Unter dem Aspekt des „Status“ sind dagegen 
vornehmlich Prestigegesichtspunkte zu berücksichtigen.  
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Nach diesen Maßstäben gelangte das Finanzgericht am 19. Februar 2020 zu der Überzeugung, dass 
der im Privatvermögen vorhandene Mercedes-Benz trotz des Alters, der weitaus höheren Laufleistung 
und des (veralteten) technischen Zustandes mit dem betrieblichen Fiat in Status und Gebrauchswert 
mindestens vergleichbar war. Für das Finanzgericht war der für eine Privatnutzung des Fiats 
sprechende Beweis des ersten Anscheins damit erschüttert – eine Besteuerung der Privatnutzung 
schied folglich aus. 
 
 
Rechtslage bei Arbeitnehmern 
 
Bei Arbeitnehmern ist die Rechtslage anders. Hier führt die unentgeltliche oder verbilligte Überlassung 
eines Dienstwagens für die Privatnutzung zu einem lohnsteuerlichen Vorteil – und zwar unabhängig 
davon, ob der Arbeitnehmer den betrieblichen Pkw tatsächlich privat nutzt. Ob der Arbeitnehmer den 
Anscheinsbeweis zu entkräften vermag, ist unerheblich. 
 
Hat der Arbeitgeber indes ein Nutzungsverbot ausgesprochen, liegt kein geldwerter Vorteil vor. Das 
Nutzungsverbot muss durch entsprechende Unterlagen (z. B. eine arbeitsvertragliche oder andere 
arbeits- oder dienstrechtliche Rechtsgrundlage) nachgewiesen werden. 
 
Nach einem Schreiben des Bundesfinanzministeriums vom 04. April 2018 steht dem Nutzungsverbot 
ein ausdrücklich mit Wirkung für die Zukunft erklärter schriftlicher Verzicht des Arbeitnehmers auf die 
Privatnutzung gleich, wenn aus außersteuerlichen Gründen ein Nutzungsverbot des Arbeitgebers 
nicht in Betracht kommt und der Nutzungsverzicht dokumentiert wird. Die Nutzungsverzichtserklärung 
ist als Beleg zum Lohnkonto aufzubewahren. 
 
 
Einkommensteuer . Angepasste Umzugskostenpauschalen ab 01. Juni 2020 
 
Beruflich veranlasste Umzugskosten sind Werbungskosten. Für sonstige Umzugskosten (z. B. Kosten 
für den Abbau von Elektrogeräten) sowie für umzugsbedingte Unterrichtskosten gewährt die Finanz-
verwaltung Pauschalen, bei deren Höhe sie sich am Bundesumzugskostengesetz (BUKG) orientiert. 
Da sich hier mit Wirkung ab dem 01. Juni 2020 Änderungen ergeben haben, hat sich insbesondere 
die Pauschvergütung für sonstige Umzugsauslagen deutlich geändert.  
 
Bei Umzügen, bei denen der Tag vor dem Einladen des Umzugsguts nach dem 31. Mai 2020 liegt, 
gelten folgende Pauschalen:  
 
Der Höchstbetrag für den durch den Umzug bedingten zusätzlichen Unterricht für ein Kind beträgt 
€ 1.146,00. 
 
Bei den sonstigen Umzugsauslagen ist zu unterscheiden:  
Ø Berechtigte mit Wohnung: € 860,00  
Ø Jede andere Person (vor allem Ehegatte und ledige Kinder): € 573,00  
Ø Berechtigte ohne Wohnung: € 172,00 
 
Eine berechtigte Person, die mit seiner Ehefrau und dem gemeinsamen Kind am 12./13. Juli 2020 
umzieht, kann damit einen pauschalen Werbungskostenabzug iHv. (€ 860,00 zzgl. 2 x € 573,00 =) 
€ 2.006 geltend machen.  
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Tipp: Anstelle der Pauschalen können auch die im Einzelfall nachgewiesenen höheren Umzugs-
kosten abgezogen werden. Ein Abzug entfällt, soweit die Umzugskosten vom Arbeitgeber 
steuerfrei erstattet worden sind. 

 
 Ist der Umzug privat veranlasst, können die Kosten nicht als Werbungskosten abgezogen 
werden. In diesen Fällen sollte aber geprüft werden, ob für die Umzugsdienstleistungen eine 
Steuerermäßigung nach § 35a EStG in Betracht kommt. 
 
 

Lohnsteuer- und Sozialversicherungsrecht . Summenbescheid: Nachgezahlte 
Beiträge sind kein Arbeitslohn 
 
Entrichtet der Arbeitgeber Arbeitnehmeranteile zur Sozialversicherung aufgrund eines Summen-
bescheids nach § 28f Sozialgesetzbuch (SGB) IV nach, führt dies nicht zu Arbeitslohn beim Arbeit-
nehmer. Aus Sicht des Finanzgerichts Köln führt die Nachentrichtung von Arbeitnehmeranteilen zur 
Sozialversicherung aufgrund der Summenbescheide nicht dazu, dass Arbeitnehmer objektiv wirt-
schaftlich bereichert sind. Denn es fehlt an einer individuellen Zuordnung.  
 
Da das Finanzamt gegen die Entscheidung vom 24. Januar 2020 Revision eingelegt hat, muss nun 
der BFH entscheiden.  
 
Hintergrund zum Summenbescheid: Nach Satz 1 des § 28f Abs. 2 SGB IV kann der prüfende Träger 
der Rentenversicherung den Gesamtsozialversicherungsbeitrag von der Summe der vom Arbeitgeber 
gezahlten Arbeitsentgelte geltend machen, wenn ein Arbeitgeber die Aufzeichnungspflicht nicht 
ordnungsgemäß erfüllt hat und dadurch die Versicherungs- oder Beitragspflicht oder die Beitragshöhe 
nicht festgestellt werden können. 
 
 
Umsatzsteuer . Supermarkt-Rabattmodell „Mitgliedschaft“ unterliegt dem Regel-
steuersatz 
 
Der BFH hat am 18. Dezember 2019 entschieden, dass die entgeltliche Einräumung einer Berechti-
gung zum verbilligten Warenbezug (in Form einer „Mitgliedschaft“) umsatzsteuerrechtlich eine selbst-
ständige Leistung und nicht nur eine Nebenleistung zum späteren Warenverkauf darstellt. Die Konse-
quenz: Auch wenn der Supermarkt Waren verkauft, die sowohl dem Regelsteuersatz (19 %) als auch 
dem ermäßigten Steuersatz (7 %) unterliegen, ist auf den Mitgliedsbeitrag der Regelsteuersatz 
anzuwenden.  
 
Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
 
In 2010 betrieb eine Unternehmerin mehrere Bio-Supermärkte in einer deutschen Großstadt unter 
einer gemeinsamen Dachmarke. In den Märkten konnten Kunden die Waren entweder zum Normal-
preis oder verbilligt als „Mitglied“ einkaufen. Für die „Mitgliedschaft“ zahlten sie einen monatlichen 
festen Beitrag (zwischen € 10,20 und € 20,40). 
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Die Unternehmerin ging davon aus, dass der Mitgliedsbeitrag ein Entgelt für die späteren Warenver-
käufe sei. Die Einräumung der Rabattberechtigung sei als notwendiger Zwischenschritt des Warenver-
kaufs anzusehen und damit eine Nebenleistung. Da die rabattierten Warenlieferungen zu über 81 % 
dem ermäßigten Steuersatz unterlagen (z. B. für Lebensmittelverkäufe), teilte die Unternehmerin auch 
die Mitgliedsbeiträge nach beiden Steuersätzen auf. Der BFH hingegen beurteilte die Rabattbe-
rechtigung in vollem Umfang als selbstständige Leistung, die dem Regelsteuersatz unterliegt. 
 
Soweit die Zahlung für die Bereitschaft der Unternehmerin erfolgte, Waren verbilligt zu liefern, hat sie 
eine selbstständige Leistung erbracht, an der die Kunden ein gesondertes Interesse hatten. Ein 
monatlicher pauschaler Mitgliedsbeitrag ist keine Anzahlung auf künftige Warenlieferungen, da das 
„Ob und Wie“ der künftigen Lieferungen bei Abschluss der „Mitgliedschaft“ nicht hinreichend bestimmt 
ist. 
 
Tipp: Die Entscheidung hat wirtschaftlich zur Folge, dass sich die Kosten des Supermarktbetreibers 

für das von ihm angebotene Rabattmodell erhöhen. Der Verbraucher ist nicht unmittelbar 
betroffen.  

 
 Der BFH hat indes keine Aussage zu anderen Rabatt-Modellen getroffen, bei denen z. B. der 
Mitgliedsbeitrag vom Umsatz des Kunden abhängt oder mit dem Kaufpreis der Waren 
verrechnet wird. Zudem musste der BFH nicht entscheiden, ob der Fall anders zu beurteilen 
gewesen wäre, wenn sich der Rabatt nur auf Waren bezogen hätte, die dem ermäßigten 
Steuersatz unterliegen. 

 
 
Internetrecht . Kein Widerrufsrecht bei Anschlussfinanzierung 
 
EuGH, Urteil vom 18.06.2020, Az.: C-639/18 
 
In einem Urteil hat der Europäische Gerichtshof (EuGH) zu Widerrufsrechten bei online oder tele-
fonisch geschlossenen Kreditverträgen klargestellt, dass eine Vereinbarung zur Änderung von 
Zinssätzen bei einem laufenden Darlehen im Sinn des EU-Rechts kein neuer Vertrag ist. Es bestehe 
für Bankkunden kein Grund zur Kündigung, wenn sie vor einer solchen Vereinbarung nicht über 
Widerrufsrechte belehrt worden seien. 
 
In den Jahren 2008 und 2010 hatte eine Kundin der Sparkasse Anschlusszinsvereinbarungen für drei 
Darlehen aus den 1990er Jahren geschlossen. Die Widerrufsfrist beträgt regelmäßig zwar nur 
14 Tage, diese Frist beginnt in einigen Fällen jedoch beispielsweise bei einer fehlerhaften Belehrung 
nicht zu laufen. Daher wollte die Kundin im Jahre 2015 die Anschlussfinanzierungsvereinbarungen 
widerrufen mit der Begründung, sie sei vor den „im Fernabsatz" getroffenen Vereinbarungen nicht wie 
nach EU-Recht vorgeschrieben über ihr Widerrufsrecht informiert worden. Sie verlangte die 
geleisteten Zins- und Tilgungszahlungen sowie Kontoführungsentgelt von der Sparkasse zurück. 
Diese hielt entgegen, dass es für die Anschlusszinsvereinbarung kein gesondertes Widerrufs-recht 
gebe. 
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Der Rechtsstreit führte nun bis vor den EuGH. Dieser gab der Sparkasse Recht. Eine solche 
Änderungsvereinbarung sei kein „Finanzdienstleistungen betreffender Vertrag" im Sinne der ein-
schlägigen EU-Richtlinie, wenn sich Laufzeit und Umfang des Darlehens oder andere Vertrags-
klauseln nicht änderten, so die Richter. Die Richtlinie solle ein hohes Verbraucherschutzniveau 
sichern. Dafür sei es aber nicht unbedingt erforderlich, solche Änderungsvereinbarungen als neuen 
Vertrag über Finanzdienstleistungen zu qualifizieren. 
 
Gleichwohl empfiehlt es sich bei Bedenken gegen erteilte Widerrufsbelehrungen seine Verträge 
einmal kritisch prüfen zu lassen, da es immer auf den jeweiligen Einzelfall ankommt. 
 
 
Markenrecht . Markenrechtsverletzung – „schufa-anwalt.de“ als Webpräsenz 
unzulässig 
 
LG München I, Urteil vom 25.06.2020, Az.: 17 HK O 3700/20 
 
Nach einer Entscheidung des Landgerichts München I darf ein Bonner Rechtsanwalt die Internetseite 
schufa-anwalt.de nicht mehr verwenden, um für sich zu werben. Dieser Auftritt sowie die Verwendung 
eines gelben Logos mit den Wörtern „Schufa“ und „Anwalt“ verletzen das Markenrecht der Kreditaus-
kunftei. 
 
Ein negativer Eintrag bei der Schufa kann es für Menschen u. a. schwieriger machen, Kredite zu 
bekommen. Daher sind die Einträge in der Datenbank nicht sonderlich in der Bevölkerung beliebt. 
Unter der Domain „schufa-anwalt.de“ hatte der Anwalt für sich geworben und unter anderem Hilfe bei 
unberechtigten Einträgen in der Auskunftei angeboten. Die Auskunftei, welche beim DPMA mehrere 
Marken für sich registriert hat, hatte durch die Verwendung des Wortes „Schufa“ im Namen und im 
Logo ihre Markenrechte verletzt gesehen und den Anwalt entsprechend abgemahnt.  
 
Die Schufa argumentierte in dem anschließenden gerichtlichen Verfahren, dass Verbraucher auf die 
Idee kommen könnten, dass der Anwalt und die Schufa zusammengehörten. Mit Erfolg!  
 
Damit bestätigte das Gericht eine vorherige einstweilige Verfügung aus dem Frühjahr 2020 teilweise. 
Fünf kritische Äußerungen über die Schufa ließ das Gericht nun allerdings zu. 
 
Unter anderem hatte der Anwalt behauptet, das System der Schufa sei „äußerst intransparent und 
bisweilen auch sehr vorschnell", die Löschung negativer Einträge gestalte sich „oft schwer", und die 
Berechnung der Bonität sei "für einen Externen nicht nachvollziehbar". Die Schufa hatte dies als 
unwahre Tatsachenbehauptungen gerügt, die ihr schaden könnten. Rechtskräftig ist die Entscheidung 
noch nicht. 
 
 
Arbeits- und Sozialversicherungsrecht . Stufenplan – Anstieg des Mindestlohns 
bis 2022 
 
Der derzeitige Mindestlohn in Höhe von € 9,35 brutto je Zeitstunde soll nach einer Empfehlung der 
Mindestlohn-Kommission in ihrem turnusmäßigen Anpassungsbeschluss stufenweise bis 2022 auf 
€ 10,45 steigen. 
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Zum 01.01.2021 soll der Mindestlohn danach auf € 9,50 steigen, zum 01.07.2021 auf € 9,60 und zum 
01.01.2022 auf € 9,82, bis er am 01.07.2022 schließlich € 10,45 erreicht.  
 
Der Bundesarbeitsminister kündigte an, dem Bundeskabinett eine entsprechende Mindestlohnan-
passungsverordnung zur Zustimmung vorzulegen. Die Mindestlohnkommission berät alle zwei Jahre 
über die Anpassung des Mindestlohns. Sie prüft dabei, welche Höhe geeignet ist, zu einem ange-
messenen Mindestschutz der Arbeitnehmer beizutragen, faire und funktionierende Wettbewerbs-
bedingungen zu ermöglichen sowie Beschäftigung nicht zu gefährden. Sie orientiert sich dabei 
nachlaufend an der Tarifentwicklung. 
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